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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter 
der Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 
Am 30. September, 1. und 3. Oktober 2023 ist der ärztliche Bereit-
schaftsdienst (Notfalldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und 
Frauenarzt) für das gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis 
Kempten unter der neuen Nummer 116117 zu erreichen.
Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
 im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist für den 30. September und 1. Oktober 2023 unter 
Telefon 08386/3265053 und für den 3. Oktober 2023 unter 08321/2163  
zu erreichen. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 18.00 
bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in der 
Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, 
wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach, Oberstdorf,  
Fischen, Bad Hindelang:
am 30. September 2023: Apotheke am Rathaus, Immenstadt, 
Marienplatz 3, Telefon 08323/6396  
am 1. Oktober 2023: Bahnhof-Apotheke, Sonthofen, 
Bahnhofstraße 20, Telefon 08321/2843 
am 3. Oktober 2023: Apotheke Scharpf, Sonthofen, 
Berghofer Straße 26, Telefon 08321/66640

Oberstaufen:
am 30. September 2023: Hochgrat-Apotheke, Oberstaufen, 
Hugo-von-Königsegg-Straße 4, Telefon 08386/4583
am 1. Oktober 2023: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg,  
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452
am 3. Oktober 2023: Stadt-Apotheke, Lindenberg, 
Bismarckstraße 9, Telefon 08381/940087

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach,  
Lauben, Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach
am 30. September 2023: Schloss-Apotheke, Sulzberg, 
Bahnhofstraße 2, Telefon 08376/97320
am 1. Oktober 2023: Andreas-Hofer-Apotheke, Altusried, 
Kemptener Straße 2, Telefon 08373/921757
am 3. Oktober 2023: Magnus-Apotheke, Buchenberg, 
Lindauer Straße 16, Telefon 08378/275

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 30. September 2023: Sonnen-Apotheke, 
Bahnhofstraße 17, Telefon 0831/22749
am 1. Oktober 2023: St. Anna Apotheke, 
Lenzfrieder Straße 56, Telefon 0831/574755
am 3. Oktober 2023: Alpin-Apotheke am Klinikum, 
Pettenkofer Straße 1a, Telefon 0831/9607780

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen  
in Anspruch zu nehmen!

Kreislaufwirtschaftsgesetz; UVPG;
Erdaushubdeponie der Firma Erdarbeiten Thomas Sommer, Industrie
straße 10, 87477 Sulzberg, auf dem Grundstück Fl.Nr. 1082 (TF) Gemar-
kung Sulzberg, Markt Sulzberg

Antrag auf Errichtung und Betrieb einer Erdaushubdeponie mit unbe
lastetem Verfüllmaterial (Erweiterung der bestehenden Erdaushubdeponie 
auf Fl.Nr. 1067 (TF), Gemarkung Sulzberg, Markt Sulzberg)

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Erdarbeiten Thomas Sommer, Industriestr. 10, 87477 Sulzberg, 
beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Errichtung und den Betrieb 
der Erdaushubdeponie für unbelasteten Erdaushub bis zu den Material-
werten BM-0* und BG-0* nach der Ersatzbaustoffverordnung auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 1082 (TF), Gemarkung Sulzberg, Markt Sulzberg. 
Das Verfüllvolumen beträgt ca. 5.000 m³. Die Erdaushubdeponie grenzt 
unmittelbar an die bestehende Erdaushubdeponie an. 

Das Landratsamt Oberallgäu führt für dieses Vorhaben ein Plangeneh
migungsverfahren gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
– KrWG – durch. 
Gemäß §§ 5 Abs. 1 Satz 1 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 12.3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war im Rahmen einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPV 
aufgeführten Kriterien hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berück-
sichtigen wären. Gewässerbeeinträchtigungen sind mit der beantragten 
Ablagerung von unbelastetem Bodenaushubmaterial weiterhin nicht zu 
besorgen. Durch das Vorhaben sind keine Schutzgebiete, Biotopflächen 
oder sonstige naturschutzfachlich wertvollen Flächen betroffen. Auch die 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind gering, da es sich um eine 
intensiv bewirtschaftete Fläche handelt, die mit Fortschritt der Auffüllung 
rekultiviert wird. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflan-
zen und die biologische Vielfalt sind nicht zu befürchten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. 

gez.: Evelyn Stadler � Az.: SG 22.1-176/4.1-118.2 Sta
			�    234

Kreislaufwirtschaftsgesetz; UVPG;
Antrag der Firma Wilhelm Geiger GmbH & Co. KG auf Verlängerung der 
abfallrechtlichen Plangenehmigung zum Betrieb einer Erdaushubdeponie 
auf dem Grundstück Flur-Nr. 1405 (TF), Gemarkung Untermaiselstein, 
Gemeinde Rettenberg

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Wilhelm Geiger GmbH & Co.KG, Wilhelm-Geiger-Str. 1, 
87561 Oberstdorf, beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Verlän-
gerung der zeitlichen Befristung der abfallrechtlichen Plangenehmigung 
für den zum Betrieb der Deponie für unbelasteten Erdaushub bis zum 
Zuordnungswert Z 0 nach Eckpunktepapier bzw. bis zur Klasse BM-0* 
nach Ersatzbaustoffverordnung auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1405 (TF), 
Gemarkung Untermaiselstein, Gemeinde Rettenberg, bis zum 31.12.2028. 
Das Verfüllvolumen beträgt noch ca. 54.000 m³

Das Landratsamt Oberallgäu führt für dieses Vorhaben ein Plange-
nehmigungsverfahren gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) durch. 

Gemäß §§ 5 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 12.3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war im Rahmen einer allgemei-
nen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPV 
aufgeführten Kriterien hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berück-

sichtigen wären. Gewässerbeeinträchtigungen sind mit der beantragten 
Ablagerung von unbelastetem Bodenaushubmaterial weiterhin nicht zu 
besorgen. Durch das Vorhaben sind keine Schutzgebiete, Biotopflächen 
oder sonstige naturschutz-fachlich wertvollen Flächen betroffen. Auch die 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind gering, da es sich um eine 
intensiv bewirtschaftete Fläche handelt, die mit Fortschritt der Auffüllung 
rekultiviert wird. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflan-
zen und die biologische Vielfalt sind nicht zu befürchten. Beeinträch-
tigungen der Nachbarschaft durch Lärm aufgrund des Deponiebetriebs 
sind aufgrund des großen Abstandes zur nächsten Wohnbebauung nicht 
zu erwarten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. 

gez.: Evelyn Stadler � SG 22.1-176/4.1-96.1 Sta
� 235

Kreislaufwirtschaftsgesetz; UVPG;
Antrag der Firma Wilhelm Geiger GmbH & Co. KG auf Verlängerung der 
abfallrechtlichen Plangenehmigung zum Betrieb der Erdaushubdeponie 
(Wiederverfüllung der Kiesgrube) auf dem Grundstück Flur-Nr. 1255/2 
(TF) Gemarkung Schrattenbach, Markt Dietmannsried

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Wilhelm Geiger GmbH & Co.KG, Wilhelm-Geiger-Str. 1, 
87561 Oberstdorf, beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Verlän-
gerung zeitlichen Befristung der abfallrechtlichen Plangenehmigung zum 
Betrieb der Deponie für unbelasteten Erdaushub bis zum Zuordnungswert 
Z 0 nach Eckpunktepapier bzw. bis zur Klasse BM-0* nach Ersatzbau-
stoffverordnung auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1255/2 (TF), Gemarkung 
Schrattenbach, Markt Dietmannsried, bis zum 31.12.2028. Das Verfüll
volumen beträgt noch ca. 30.000 m³

Das Landratsamt Oberallgäu führt für dieses Vorhaben ein Plan
genehmigungsverfahren gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirtschafts
gesetzes (KrWG) durch. 

Gemäß §§ 5 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 12.3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war im Rahmen einer allgemei-
nen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPV 
aufgeführten Kriterien  hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berück-
sichtigen wären. Gewässerbeeinträchtigungen sind mit der beantragten 
Ablagerung von unbelastetem Bodenaushubmaterial weiterhin nicht zu 
besorgen. Durch das Vorhaben sind keine Schutzgebiete, Biotopflächen 
oder sonstige naturschutzfachlich wertvollen Flächen betroffen. Auch die 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind gering, da es sich um eine 
ehemalige Kiesgrube handelt, die mit Fortschritt der Auffüllung rekulti-
viert wird. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und 
die biologische Vielfalt sind nicht zu befürchten. Beeinträchtigungen der 
Nachbarschaft durch Lärm aufgrund des großen Abstands zur nächsten 
Wohnbebauung sind nicht zu erwarten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. 

gez.: Evelyn Stadler � SG 22.1-176/4.1-106.1 Sta
	�  236

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 14.09.2023 (Bpl.
Nr. 0447/23) einen Neubau eines Zweifamilienhauses, Zum Angerhof 2, 
in Haldenwang (Fl.Nr. 15), Gemarkung Haldenwang, bauaufsichtlich 
genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Julia Thönnes

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Gemeinde Haldenwang, 87490 Haldenwang, Römerstraße 3, 
eingesehen werden.

Julia Thönnes� 237

Bekanntmachung  
des Schulverbandes Blaichach-Burgberg

Haushaltssatzung

des Schulverbandes Blaichach-Burgberg
für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund von Art. 9 Abs. 7 und Abs. 9 des Bayer. Schulfinanzierungs-
gesetzes in Verbindung mit den Art. 26 und 40 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit und den Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
erlässt der Schulverband Blaichach-Burgberg folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird 
hiermit festgesetzt;

er schließt im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit� 1.114.750,00 Euro

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit� 2.945.550,00 Euro

ab.

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen wird auf 1.800.000,00 Euro festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden in Höhe 
von 3.706.000 Euro festgesetzt.

§ 4
Der durch sonstige Einnahmen des Schulverbandes nicht gedeckte Bedarf 
wurde auf die Mitgliedsgemeinden wie folgt umgelegt:

a) �ungedeckter Bedarf  
im Verwaltungshaushalt (Umlagesoll):� 247.875,57 Euro

b) �ungedeckter Bedarf  
im Vermögenshaushalt (Umlagesoll):� 833.250,00 Euro

c) �Zahl der Verbandsschüler  
am 01.10.2022 (Bemessungsgrundlage):� 102 Schüler

d) �Umlagebeitrag je Verbandsschüler (Umlagesatz):� 10.599,27 Euro

§ 5
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan werden nicht beansprucht.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2023 in Kraft.

Blaichach, den 18.09.2023

SCHULVERBAND BLAICHACH-BURGBERG

gez.: Christof Endreß, Schulverbandsvorsitzender� 238

Bekanntmachung der Gemeinde Blaichach

Einbeziehungssatzung „Ettensberg – Hornstraße“
Erneute Öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB

Der Gemeinderat der Gemeinde Blaichach hat in seiner öffentlichen  
Sitzung am 31.08.2023 den Entwurf zur Aufstellung der Einbeziehungs-
satzung Ettensberg – Hornstraße vom 31.08.2023 mit Änderungen gebil-
ligt. Dieser so geänderte Entwurf mit Begründung jeweils in der Fassung 
vom 31.08.2023 wurde für die erneute öffentliche Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB bestimmt (§ 4a Abs. 3 BauGB). 

Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 31.08.2023 liegt in der 
Zeit vom 05.10.2023 bis 19.10.2023 im Rathaus der Gemeinde Blaichach, 
Kirchplatz 3, 87544 Blaichach, Zimmer 6, während der allgemeinen 
Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Die allgemeinen 
Dienstzeiten sind jeweils von 

Montag: 	 08.00 bis 12.00 Uhr
Dienstag: 	 08.00 bis 12.00 Uhr sowie 14.00 bis 16.00 Uhr
Mittwoch: 	 08.00 bis 12.00 Uhr
Donnerstag: 	 08.00 bis 12.00 Uhr sowie 14.00 bis 17.00 Uhr
Freitag: 	 08.00 bis 12.30 Uhr.

Ergänzend zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit Begründung 
in der Fassung vom 31.08.2023 unter folgender Adresse im Internet 
eingesehen werden:

https://gemeinde-blaichach.de/index.php/rathaus/bauamt/20-bauamt/198-
bauleitplanung.html

Da es sich um eine erneute Auslegung des Entwurfes handelt wird gemäß 
§ 4a Abs. 3 BauGB bestimmt, dass Stellungnahmen der Öffentlichkeit nur 
zu den geänderten oder ergänzten Teilen des Planes abgegeben werden 
können. Diese sind im Einzelnen:
– Klarstellung des Gebietscharakters Allgemeines Wohngebiet WA
– redaktionelle Änderung

Gem. § 4a Abs. 3 BauGB wurde die Dauer der Auslegung angemessen 
auf zwei Wochen verkürzt.

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder 
mündlich abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abge-
geben worden sind, können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 6 
BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben wenn die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hätte ken-
nen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Änderung des 
Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

Gleichzeitig mit der Auslegung findet die Einholung der Stellungnahmen 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4  
Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 und 3 BauGB statt. 

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grund
lage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB und 
dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 
Weitere Informationen ist dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Infor-
mationspflichten im Bauleitplanverfahren“ zu entnehmen, das ebenfalls 
öffentlich ausliegt.

Blaichach, 18.09.2023

GEMEINDE BLAICHACH

gez.: Christof Endreß, Erster Bürgermeister� 239

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu
Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 14.09.2023 (Bpl.
Nr. 0952/22T) die zusätzlichen Balkone im EG Straßenseite (ursprüngl. 
Bauantrag: Sanierung der Balkonanlagen) in 87509 Immenstadt i. Allgäu, 
Sudetenstraße 7/9 (Fl.Nr. 503/9), Gemarkung Immenstadt i. Allgäu, bau-
aufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-

lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Irmgard Adam

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Stadt Immenstadt i. A., 87509 Immenstadt i. Allgäu, Marien- 
platz 3-4, eingesehen werden.

Irmgard Adam� 240

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 21.09.2023, 142-SF-So/OA-FE111, Landkreis Oberallgäu 
Bürgerservice, Herr Sontheim, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, 
Zi. E.05, Telefon 08321/612-900, Telefax 08321/612-350, E-Mail:  
buergerservice@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Frau Erika Fegy-
verneki, zuletzt wohnhaft in: Bräuhausplatz 2, 87509 Immenstadt i. Allg., 
Fahrgestellnummer: NMTKV56E90R035173, amtl. Kennz.: OA-FE 111

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 
21.09.2023, 142-SF-So/OA-FE111, gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. 
Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG.

Der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Empfängerin ist unbe-
kannt.

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über 
den aktuellen Aufenthalt.

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 21.09.2023, 142-SF-So/OA-FE111, liegt bei der 
Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 2, 
87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung 
durch die Betroffene auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 
VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind.
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Vollzug der Wassergesetze;
Neuerteilung einer Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswas-
ser aus dem Bereich der OA 22 in vorhandene Vorfluter sowie ins 
Grundwasser

Antragsteller: Landkreis Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 2, 87527 
Sonthofen

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 18.09.2023 (AZ: 
SG 22.3-641/5N-018/22-A-2453) dem Antragsteller, die erneute was-
serrechtliche Erlaubnis nach § 15 WHG zur Einleitung von Nieder-
schlagswasser aus dem Bereich der OA 22 erteilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg,
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, oder

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten [Freistaat Bayern] und den 
Gegenstand des Klageverfahrens [Bescheid vom 18.09.2023] bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und dieser Bescheid 
soll in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 
Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

gez.: Sebastian Lipp

Die genehmigten Planunterlagen können bei der Stadt Immenstadt, 
Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt, Verwaltungsgebäude, Zimmer-Nr. 309, 
während der Dienststunden vom 05.10.2023 bis zum 20.10.2023 einge-
sehen werden. 

Hinweise:
Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann bis zum Ende der Rechtsbe-
helfsfrist von den Betroffenen und den Einwendungsführern der wasser-
rechtliche Bescheid schriftlich angefordert werden. 

Nach Ende der Auslegungsfrist gilt die Entscheidung den Betroffenen und 
Einwendungsführern als zugestellt.
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Sonthofen, den 26. September 2023
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin


